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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Ausschuss für 

Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. begrüßt die Annahme der gemeinsamen Erklärung zur europäischen Säule sozialer 

Rechte und betont den politischen Wandel hin zu einer Förderung von Sozialpolitik, der 

darin zum Ausdruck kommt; weist darauf hin, dass die Proklamation ohne konkrete 

Maßnahmen wirkungslos bleiben wird und dass die Reduzierung von Ungleichheiten, 

die Bekämpfung der Armut und die Zugänglichkeit von hochwertiger Aus- und 

Weiterbildung Vorrang haben sollten, um Solidarität und soziale Gerechtigkeit zu 

fördern und nachhaltiges Wachstum zu schaffen; betont, dass hochwertige Aus- und 

Weiterbildung und höhere Ausgaben für Bildung, Jugend und Kultur für die 

Verwirklichung der wirtschaftlichen und sozialen Ziele der EU von wesentlicher 

Bedeutung sind; 

2. begrüßt die Absicht, die neue Säule sozialer Rechte in die Umsetzung des Europäischen 

Semesters – einschließlich der länderspezifischen Empfehlungen – einzubeziehen, da 

soziale Investitionen und Maßnahmen nicht allein ein positiver Nebeneffekt der 

Wirtschaftspolitik sein dürfen, sondern ein integraler Bestandteil der Bemühungen der 

Mitgliedstaaten um Politikkoordinierung im Hinblick auf den Aufbau einer Sozialunion 

sein müssen; hält die Mitgliedstaaten dazu an, bewährte Verfahren in diesem Bereich 

auszutauschen; 

3. fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, die Flexibilitätsklausel des 

Stabilitäts- und Wachstumspakts vollständig zu nutzen, die es den Mitgliedstaaten 

erlaubt, solide Investitionen in Kultur- und Jugendpolitik, Aus- und Weiterbildung, 

Forschung und Innovation zu tätigen, die von entscheidender Bedeutung sind, um aktive 

Bürger zu bilden, einen gut funktionierenden Arbeitsmarkt zu schaffen und für stabilen 

und anhaltenden wirtschaftlichen Wohlstand zu sorgen und gleichzeitig den Grundsatz 

des ausgeglichenen Haushalts einzuhalten;  

4. legt den Mitgliedstaaten nahe, ihre Bemühungen im Hinblick auf die Umsetzung der 

länderspezifischen Empfehlungen zu Bildung und Jugendlichen zu intensivieren und 

den Austausch bewährter Verfahren zu fördern; 

5. begrüßt die Fortschritte, die im Hinblick auf den Anteil der Hochschulabsolventen und 

die Senkung der Schulabbrecherquote erzielt wurden, weist jedoch darauf hin, dass es in 

Bezug auf den letztgenannten Punkt in einigen Mitgliedstaaten weiterhin Probleme gibt; 

betont allerdings, dass der aktuelle Monitor für die allgemeine und berufliche Bildung 

und die PISA-Studien einen Rückgang des Erwerbs von Grundkenntnissen zeigen und 

dass die Unterschiede zwischen den Geschlechtern und sozialen Gruppen weiterhin 

hoch sind; weist darauf hin, dass junge Menschen aus benachteiligten 

Bevölkerungsgruppen weiterhin einem höheren Risiko ausgesetzt sind, zu NEET („not 

in employment or training“ – weder in Arbeit noch in Ausbildung befindliche 

Menschen) zu werden oder prekäre, gering qualifizierte oder schlecht bezahlte Arbeit zu 

finden; betont, dass die Ziele der Strategie Europa 2020 für allgemeine und berufliche 

Bildung noch nicht erreicht wurden; betont, dass das Recht auf hochwertige, integrative 
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allgemeine und berufliche Bildung für alle Altersgruppen und alle Arten von Lernenden 

gefördert werden muss, dass in Maßnahmen investiert werden muss, um diese Gruppen 

zu erreichen, konkrete Maßnahmen zur Unterstützung der schwächsten Lernenden und 

benachteiligter Personen wie etwa Lernender mit Behinderungen, NEET und junger 

Menschen und Kinder mit Migrationshintergrund entwickelt werden müssen und für 

ihre systematische Inklusion in das reguläre Bildungswesen gesorgt werden muss;  

6. ist der Ansicht, dass Migranten uneingeschränkten Zugang zu den Bildungssystemen 

haben müssen, was zusätzliche gezielte öffentliche Ausgaben erforderlich macht, und in 

den Genuss hochwertiger sozial und ökologisch nachhaltiger Investitionen kommen 

sollten, die darauf abzielen, Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt zu integrieren und die 

Arbeitslosigkeit zu senken; 

7. ist besorgt über den Mangel an grundlegenden und digitalen Kompetenzen unter 

Erwachsenen, der unter anderem ihren Zugang zu hochwertigen festen Arbeitsplätzen 

behindern kann; stellt fest, dass unsere Bildungssysteme im Einklang mit den 

Herausforderungen unserer sich schnell ändernden und zunehmend vernetzten 

Gesellschaft modernisiert werden sollten, unter anderem den Herausforderungen, die 

durch Globalisierung und technologischen Fortschritt erzeugt wurden; betont in diesem 

Zusammenhang, wie wichtig es ist, Lernende aller Altersstufen und Bildungsschichten 

mit sozialen Kompetenzen und Querschnittskompetenzen auszustatten, darunter 

interkulturelle Kompetenzen, kreatives und kritisches Denken und digitale und 

Medienkompetenzen, und Ausbildung in IKT und Unternehmertum als wirksame 

Möglichkeit zu fördern, Querschnittskompetenzen und einen Sinn für Innovation und 

Kreativität zu fördern, die sowohl bei Selbstständigkeit als auch bei abhängiger 

Beschäftigung wichtig sind; betont die entscheidende Rolle von Programmen für 

lebenslanges Lernen bei der Bekämpfung von Armut, sozialer Ausgrenzung und 

Arbeitslosigkeit im Einklang mit den Zielvorgaben der Strategie Europa 2020 sowie 

dem Ziel, eine kontinuierliche hochwertige Ausbildung des Lehrpersonals 

sicherzustellen;  

8. vertritt die Auffassung, dass eine zukunftsorientierte Agenda für Kompetenzen Lernen 

über Nachhaltigkeit umfassen sollte und Teil umfassenderer Überlegungen über die 

Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitnehmern im Zusammenhang mit der zunehmenden 

Digitalisierung und Robotisierung der europäischen Gesellschaften sein sollte, die sich 

nicht nur auf das Wirtschaftswachstum, sondern auch auf die persönliche Entwicklung 

der Lernenden und deren bessere Gesundheit und besseres Wohlbefinden konzentriert; 

9. fordert, dass die zentrale Rolle von informellem und nichtformalem Lernen, 

insbesondere für die schutzbedürftigsten Menschen, anerkannt wird, auch durch die 

Festlegung ehrgeiziger Zielvorgaben und die Validierung der erworbenen Kenntnisse 

und Qualifikationen; weist daher darauf hin, dass in einem in raschem Wandel 

begriffenen Arbeitsmarkt mit einem wachsenden Bedarf an neuen Kenntnissen und 

Innovation eine globale Strategie für lebenslanges Lernen benötigt wird; 

10. begrüßt die Mitteilung der Kommission vom 14. November 2017 zur Stärkung der 

europäischen Identität durch Bildung und Kultur, was ehrgeizige Ziele im Bereich der 

allgemeinen und beruflichen Bildung umfasst, insbesondere die Schaffung eines 

europäischen Bildungsraums und die Verbesserung des Spracherwerbs in Europa; 
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11. begrüßt den Beitrag von Erasmus+ zur Förderung der Mobilität und des kulturellen 

Austauschs in der gesamten EU und darüber hinaus; fordert, dass europäische 

Instrumente für Mobilität und die Anerkennung von Kompetenzen und Qualifikationen 

besser beworben und in Anspruch genommen werden, damit mehr Mobilität in 

allgemeiner und beruflicher Bildung und im Arbeitsleben ermöglicht wird; bekräftigt, 

dass Menschen in Berufsausbildung, benachteiligten jungen Menschen und Menschen, 

die unter unterschiedlichen und mehreren Formen von Diskriminierung leiden, mehr 

Chancen für Mobilität geboten werden müssen; betont, wie wichtig es ist, die Mobilität 

von Studenten und Arbeitnehmern zu fördern, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf 

der Förderung des Erwerbs anderer europäischer Sprachen liegen muss;  

12. begrüßt die Fortschritte bei der Schaffung von Arbeitsplätzen in der EU; stellt jedoch 

fest, dass die Jugendarbeitslosenquote nach Eurostat-Daten von 2017 in einigen 

Ländern immer noch sehr hoch ist und in der EU-28 bei 16,5 % und im Euro-

Währungsgebiet bei 18,6 % liegt; erinnert daher daran, dass die Bekämpfung der 

Jugendarbeitslosigkeit weiterhin Vorrang haben muss, ebenso wie die Sicherung der 

Qualität und Sicherheit der geschaffenen Arbeitsplätze und die Verhütung von prekärer 

Beschäftigung im Einklang mit der Agenda der IAO für menschenwürdige Arbeit; ist in 

diesem Zusammenhang der Ansicht, dass besser auf die anhaltenden Ungleichheiten 

beim Zugang zu Bildung eingegangen werden muss und dass für einen höheren Grad 

des Erwerbs von Grundkenntnissen gesorgt werden muss, unter anderem, um die 

Inklusion schutzbedürftiger und benachteiligter Menschen in den Arbeitsmarkt 

sicherzustellen, darunter Menschen mit Behinderungen und Menschen mit 

Migrationshintergrund; hebt das Missverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage bei 

Kenntnissen hervor, das zu einer Polarisierung der Kenntnisse auf dem Arbeitsmarkt 

führen und den sozialen Zusammenhalt schwächen könnte; fordert die Kommission und 

die Mitgliedstaaten daher auf, Maßnahmen zu ergreifen, um die Interaktion zwischen 

Bildungseinrichtungen, Unternehmen, der Forschung und anderen einschlägigen 

Sozialpartnern zu fördern; 

13. weist darauf hin, dass die Kreativwirtschaft zu den Wirtschaftszweigen gehört, in denen 

am meisten unternehmerischer Mut bewiesen wird, und dass im Rahmen der kreativen 

Bildung Querschnittskompetenzen wie kreatives Denken, Problemlösungskompetenz, 

Teamgeist und Einfallsreichtum entwickelt werden; fordert, dass Kunst und kreatives 

Lernen in die Ausbildung in den MINT-Fächern (Mathematik, Informatik, 

Naturwissenschaften, Technik) integriert werden, da Kreativität und Innovation so eng 

verbunden sind; hebt außerdem das Potenzial der Kultur- und Kreativbranche für den 

Erhalt und die Förderung der europäischen kulturellen und sprachlichen Vielfalt und für 

Wirtschaftswachstum, Innovation und Beschäftigung, insbesondere 

Jugendbeschäftigung, hervor; hebt hervor, dass eine weitere Förderung der Kultur- und 

Kreativbranche und Investitionen in diese Branche beträchtlich zu Investitionen, 

Wachstum, Innovationen und Beschäftigung beitragen können; fordert die Kommission 

daher auf, die von der gesamten Kultur- und Kreativbranche, darunter insbesondere 

nichtstaatliche Organisationen und kleine Verbände, gebotenen Möglichkeiten zu 

berücksichtigen, beispielsweise im Rahmen der Beschäftigungsinitiative für junge 

Menschen;  

14. hebt hervor, dass das soziale Unternehmertum ein wachsender Bereich ist, der die 

Wirtschaft ankurbeln und gleichzeitig Benachteiligung, sozialer Ausgrenzung und 
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anderen gesellschaftlichen Probleme entgegenwirken kann; ist daher der Ansicht, dass 

die unternehmerische Bildung eine soziale Dimension umfassen sollte und Themen wie 

fairer Handel, soziales Unternehmertum und alternative Geschäftsmodelle, darunter 

Genossenschaften, behandelt werden sollten, um auf eine sozialere, inklusivere und 

nachhaltigere Wirtschaft hinzuarbeiten; 

15. betont das enorme Innovations- und Beschäftigungspotenzial erneuerbarer 

Energieträger und das Streben nach mehr Ressourcen- und Energieeffizienz; fordert die 

Kommission auf, eine spezifische Energie- und Umweltstrategie in das Europäische 

Semester zu integrieren, die auch Bildung und Beschäftigung umfasst;  

16. bedauert, dass geschlechtsspezifische Ungleichheiten im Bereich Beschäftigung, 

darunter diskriminierende Einstellungs- und Entlassungspraktiken, das Lohngefälle, 

erzwungene Teilzeitarbeit, sexuelle Belästigung und Vorschriften für den Elternurlaub, 

die nicht ausreichen, um eine wirkliche Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für 

beide Eltern sicherzustellen, immer noch verbreitet sind, obwohl es umfassende 

Rechtsvorschriften und eine deutlich bessere Dokumentation dieser Praktiken gibt; 

fordert daher die Durchsetzung und rasche Umsetzung der derzeitigen 

Rechtsvorschriften im Bereich der Gleichstellung der Geschlechter und fordert die 

Mitgliedstaaten auf, unternehmerische Selbständigkeit von Frauen und 

familienfreundliche Strategien weiter zu fördern; 

17. weist erneut darauf hin, dass Mädchen und junge Frauen ermutigt werden müssen, IKT 

zu studieren, und fordert die Mitgliedstaaten auf, Mädchen und junge Frauen zu 

ermutigen, MINT-Fächer (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Technik) zu 

studieren, wobei auch Kultur- und Geisteswissenschaften abgedeckt werden müssen, 

und den Anteil von Frauen in MINT-Bereichen zu erhöhen; 

18. bekräftigt seine Forderung nach der Einführung einer Kindergarantie und fordert die 

Kommission auf, ihre Beurteilung mittels der zugehörigen vorbereitenden Maßnahme 

(Haushaltslinie 04 03 77 25) zeitnah abzuschließen; erinnert daran, dass mit dieser 

Beurteilung geprüft werden soll, wie soziale Investitionen in frühe Kindheit umgesetzt 

werden können, wie die Umsetzung der Empfehlungen für Investitionen in Kinder1 

sichergestellt werden kann und wie bestehende Instrumente und Programme am besten 

genutzt werden können; fordert nachdrücklich die ordnungsgemäße und rasche 

Umsetzung der Jugendgarantie, auch durch die angemessene Zuweisung der 

Finanzmittel auf der Grundlage eingehender Beurteilungen und, wo erforderlich, 

tiefgreifender Reformen und maßgeschneiderter Anpassungen, sodass sie jungen 

Menschen hochwertige Beschäftigung anbieten und ihre nachhaltige Integration in den 

Arbeitsmarkt sicherstellen kann; fordert auch nachdrücklich eine bessere Überwachung 

der Garantie und eine bessere Kommunikation darüber, um die Entwicklung von stärker 

auf Fakten basierenden Jugendstrategien zu erleichtern; 

19. weist erneut darauf hin, dass der Prozess des Europäischen Semesters offener, 

transparenter und demokratischer sein sollte; fordert die Kommission auf, Leitlinien für 

einen Dialog der Interessenträger einzuführen, damit sich die Qualität der Beteiligung 

der Zivilgesellschaft verbessert, und zu diesem Zweck die zusätzlichen Instrumente zu 

nutzen, die im Rahmen der E-Demokratie zur Verfügung stehen. 

                                                 
1 ABl. L 59 vom 2.3.2013, S. 5. 
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20. begrüßt es, dass die Rechte von Menschen mit Behinderungen in den vorgeschlagenen 

neuen Leitlinien für die Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten, die dem 

Jahreswachstumsbericht 2018 beigefügt sind, durchgängig Berücksichtigung finden; 

fordert trotzdem, dass diese Bestimmungen konkrete Maßnahmen zur Verwirklichung 

der erklärten Ziele im Einklang mit den Verpflichtungen der EU und der 

Mitgliedstaaten gemäß dem VN-Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen umfassen. 
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